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Erlaß vom 26. September 1934 Nr. ^ 50545 über Änderung der Rechtshilfeordnung für
Zivilsachen.

— In Verfolg der Erlasse vom 3. Dezember 1931 Nr. 55205 (JMBl. 95) und vom
5. Dezember 1932 Nr, 65765 (JMBl. 89). —

I. Die Rechtshilfeordnung für Zivilsachen wird wie folgt geändert:

1. Im Allgemeinon Teil erhält K 42 Absatz 3 Rr. 1 folgende Fassung:
1. Ersuchen aus Danzig, Luxemburg, den: Memelgebiet, Österreich und den deutschspra¬

chigen Kantonen der Schweiz sind regelmäßig in deutscher Sprache abgefaßt. Falls sich
die luxemburgischen Behörden ausnahmsweise der französischen Sprache bedienen,
müssen bei Anträgen auf förmliche Zustellung die zuzustellenden Schriftstücke von einer
deutschen Übersetzung begleitet sein (Art. 3 Abf. 2 der Vereinbarung vom 1.8.1909 —
RGBl. S. 910 —).

2. Die Bestimmungen im Länderteil werden wie folgt geändert und ergänzt:

Australischer Bund
(die bisherigen Vorschriften sind zu streichen).

einschließlich der Territorien Papna und Norsolk-Jnseln sowie der vom Austra¬
lischen Bunde verwalteten Mandatsgebiete Neu-Guinea und Nauru;

s. Britisches Reich; das deutsch-britische Rechtsverkehrs abkommen findet Anwen¬
dung (Bekanntmnchtung vom 17.12.1932 (RGBl. II S. 307 — und vom 3.4.1933
— RGBl. II S. 155 —).

Litauen

Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:
3. Für Anträge auf Zustellung in Litauen ist der Vordruck Nr. 164 eingeführt worden, der

von der Direktion der Gefangenenanstalten in Mannheim mit Bestellschein 4 zu beziehen ist.

Die Fußnote ist zu streichen.
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Nauru

s. Australischer Bund.
Neu - Guinea

f. Australischer Bund.

Norfolk-Inseln
f. Australischer Bund.

Papua
s. Australischer Bund.

Süd-Rhodesien
s. Britisches Reich; das deutsch-britisch: Rechtsverkehrsabkommen findet Anwendung

(Bekanntmachung vom 25. April 1933 — RGBl, II S. 172).

Tschechoslowakei

Absatz 5 erhält folgende Fassung:

5. Kostenentscheidungen gegen Kläger können nach Matzgabe der Artikel 18, 19 des
Haager Abkommens für Vollstreckbar erklärt werden. Nachdem die deutsche Recht¬
sprechung sich auf den Standpunkt gestellt hat, daß die Kostenentscheidung eines
tschechoslowakischen Gerichts nach Artikel 18, 19 auch dann kostenlos sür vollstreckbar zu
erklären sei, wenn der Kläger -oder Intervenieret ein tschechoslowakischer Staatsan¬
gehöriger ist und als solcher von der Sicherheitsleistung, Hinterlegung oder Voraus¬
zahlung befreit war, hat die tschechoslowakische Regierung durch Regierungskundma¬
chung vom 17.11.1932 (Sammlung der Gesetze und Verordnungen des tschechoslo¬
wakischen Staates S. 531) erklärt, daß die Gegenseitigkeit „als gewährleistet anzu
sehen sei, falls es sich um analoge Entscheidungen deutscher Gerichte über die Pro-
zetzkosten handelt".

II. Die Ausgabe von Deckblättern bleibt vorbehalten.

Karlsruhe, den 26. September 1934.

Der Minister des Kultus, des Unterrichts und der Justiz.
Mg. Reg. XIX 1. In Vertretung: Reinle

Erlaß vom 16. Oktober 1934 Nr. .154491 über den Rechtshilfevcrkehr in Strafsachen mit
Rumänien.

Die Rumänische Regierung hat durch Erklärungen der rumänischen Gesandtschast in
Berlin vom 3V. Mai und 24. September 1934 die Gegenseitigkeit allgemein für die Fälle
zugesichert, in denen rumänische Behörden um sonstige Rechtshilfe in Strafsachen er¬
suchen.

In den Richtlinien für den Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in Strafsachen ist
bei „Rumänien" auf Seite 107 auf diesen Erlaß handschriftlich zu verweisen. Ein entspre¬
chender Vermerk ist in der Zusammenstellung der Erklärungen ausländischer Regierungen
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smvie der Verträge und Vereinbarungen mit ausländischen Regierungen über den zwi¬
schenstaatlichen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen hinter der Randzahl 9 anzubringen.

Karlsruhe, den 16. Oktober 1934.

Der Minister des Kultus, des Unterrichts und der Justiz
Allg. Reg. XIX 9. In Vertretung: Relnle

Erlaß vom 19. Oktober 1934 Nr. 54368 über die Beglaubigung von Unterschriften durch
Gemeindebeamte.

Verwaltungsoberinspektor Ernst Etspüler in Konstanz-Wollmatingen wurde ge¬
mäß § 29 Absatz 3 des Landesgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit die Befugnis
zur Beglaubigung von Unterschriften erteilt.

Karlsruhe, den 19.Oktober 1934.

Der Minister des Kultus, des Unterrichts und der Justiz
Mg. Reg. V 2. In Vertretung: Reinle

Bekanntmachung vom 20. Oktober 1934 Nr. >154343 über die Besetzung des dem Obcr-
landesgericht Karlsruhe angegliederten Justizprüfungsamts.

Der Herr Reichsminister der Justiz hat durch Verfügung vom 10. Oktober 1931
Nr. Vv. 617.23 zu Mitgliedern des dem Oberlcmdesgericht in Karlsruhe angegliederten
Justizprüfungsamts berufen:

Obcrlandesgerichtsprästdent vr. Karl B uzengeiger, Karlsruhe,
als Vorsitzenden,

Generalstaatsanwalt und Ministerialrat Emil Brett le, Karlsruhe,
als stellvertretenden Vorsitzenden

sowie als weitere Mitglieder:
Gruppe a) (Richter, Staatsanwälte oder Rechtsanwälte)

Senatsprä-stdent Emil Winter beim Oberlandesgericht Karlsruhe,
Oberlandesgerichtsrat vi-. Friedrich Ruojf, Karlsruhe,
Oberlandesgerichtsrat vr. Ottmar Deitigsmanu, Karlsruhe,
Oberstaatsanwalt vr. Eitelhans Griininger bei der Staatsanwaltschaft am Ober-

landesgericht Karlsruhe,
Rechtsanwalt Kuno .Brombacher, Karlsruhe,

Gruppe b) (Universitätslehrer des Rechts)
vr. Rudolf Merkel, Professor, Freiburg,
vr. Wilhelm van Ealker, Professor, Freiburg,
vr. Eduard Kern, Professor, Freiburg,
vr. Wilhelm >G r o h, Professor, Heidelberg,
vr. Karl Engisch, Professor, Heidelberg,
vi-. Wilhelm Felgentraeger, Professor, Freiburg,
vi-. Reinhold Höhn, Privatdozent, Heidelberg,
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Gruppe c) (Unmittelbare oder mittelbare Reichsbzamte, die auf Grund eines Rechtsftu-

dimns und der vorgeschriebenen Prüfungen die Befähigung zum Richteramt oder zum

höheren Verwaltungsdienst erlangt haben)

Ministerialrat im Justizministerium De. Josef liefert, Karlsruhe,

Ministerialrat im Justizministerium Kuno Ruppzrt, Karlsruhe,

Ministerialrat im Ministerium des Innern vi-. N. Ii raub, Karlsruhe,

Ministerialrat im Ministerium des Innern Di', Knrt Bader, Karlsruhe,

Obervevwaltungsgerichtsrat Di-. A. Schühly, Karlsruhe.

Das Justizprüfungsamt gilt hiermit a!s errichtet. Es hat ferne Arbeiten inzwischen

aufgenommen. Die Geschäftsstelle, an die alle Anfragen, Gesuche und Eingaben zu rich¬

ten sind, befindet sich im Gebäude des Justizministeriums, Karlsruhe, Herrenstraße 1.

Karlsruhe, den 20. Oktober 1934.

Der Minister des Kultus, des Unterrichts und der Justiz
AUg. Reg. IV 9. Vi-. Wacker.

Einreichung von Akten für Prüfungszwecke. Allgemeine Verfügung des Reichsministersder Justiz
vom 2. 10. 1934. — Deutsche Justiz S. 1265. —

Nach Z 60 der Ersten Durchführungsverordnung zur Justizausbildnngsordnunghaben
die Gerichte und Staatsanwaltschaftendem Präsideuten des Reichs-Justizprüsungsamtes für
Prüfungszweckegeeignete Akten einzureichen.

Es kommen in Frage:
1. Akten für praktische Arbeit — ? ^ (8 43 IAO.),
2. Akten für die Aussichtsarbeiten— K — (tz 44 IAO.),
3. Akten für den Vortrag — V — (Z 45 IAO.).

Ins einzelne gehende Richtlinien über die Eignung von Akten für Prüfungszweckelassen
sich kaum aufstellen.

Allgemein kann gesagt werden:
s.) Die Akten für? sollen dem Prüfling Gelegenheit geben, zu zeigen, daß er einen

Prozeßfall nicht ungewöhnlichenUmfangs, der sowohl in der Darstellung als auch in der
rechtlichen Beurteilung des Tatsachenstoffes einige Schwierigkeiten bietet, in dreiwöchiger
häuslicher Arbeit zu meistern versteht. Die Akten müssen aus sich verständlichsein und die
zur Bearbeitung erforderlichenUrkunden und Veiakten in Urschrift oder Abschrift enthalten.

d) Für X eignen sich einfache Rechtsfälle aller Art, nicht nur solche aus den Gebieten
des bürgerlichen Rechts, des Handels- und Wechselrechts, sondern auch solche, in denen Fragen
des Prozeßrechts,der Zwangsvollstreckung und des Konkurses zu behandeln sind, ferner
Grundbuchsachen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, endlich Straf- und
Ermittlungsakten. Die Aufgaben sollen deni Prüfling Gelegenheit geben, zu zeigen, daß er
einen Fall des praktischen Lebens, der in tatsächlicher Hinsicht weder umfangreich noch ver¬
wickelt ist, rechtlich aber, wenn auch keine erhebliche Schwierigkeiten,so doch diese oder jene
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Zweifelsfrage enthält, in vierstündiger Arbeit an der Hand der Gesetzestexte und der gebräuch¬
lichen Handkommentare verständig zu entscheiden und seine Entscheidung juristisch zu be¬
gründen versteht.

e) Die Akten für V sollen so beschaffen sein, daß der Prüfling nach zweitägiger Vor¬
bereitung unter Zuhilfenahme der allgemein zugänglichen wissenschaftlichen Literatur imstande
ist, in einem etwa 10 Minuten dauernden freien Vortrag den für die vorgeschlagene Ent¬
scheidung wesentlichen Akteninhalt erschöpfend darzustellen und rechtlich zu begutachten.Sie
werden also in tatsächlicherund rechtlicher Hinsicht einfacher als die ?-Fälle, schwierigerals
die K-Fälle sein müssen.

ä) Ungeeignet für Prüfungszweckesind Akten,
1. deren Inhalt schon Gegenstand einer veröffentlichtenReichsgerichtsentscheidungge¬

wesen ist, oder
2. die für Übungszwecke benutzt worden sind (vgl. Z8 34, 35 IAO.).

Bei der gegenwärtigen starken Belastung des Reichs-Justizprüsungsamtes ist der Bedarf
an geeignetenAkten sehr groß. Um eine ausreichende Versorgungdes Amtes mit Akten
sicherzustellen, bestimme ich folgendes:

1. Der Deckel (Umschlag) der folgenden im Geschäftsgang der Gerichte und Staats¬
anwaltschaften befindlichen Aktenstücke

a) Akten in erstinstanzlichen Zivilprozeßsachen,
b) Akten in erstinstanzlichen Strassachen,
e) Akten der Staatsanwaltschaft,
ä) Akten der Amtsgerichte in Vollstreckungssachen,mit Ausnahme der Offenbarungs¬

eidsachen,
e) Akten über Beschwerdenin Zivilsachen (streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit, diese

jedoch mit Ausnahme der Grund- und Registerakten),
k) Akten der Anerben- und Erbgesuudheitsgerichte

erhält einen Merkzettel (wird geliefert) mit der Aufschrift:
„Reichs-Justizprüfungsamt?Ja — nein —

Falls ja : ? — k — V."
2. Jeder Sachbearbeiter(Richter, Staatsanwalt) prüft die ihm vorgelegten Aktenstücke

laufend daraufhin, ob sie sich für Prüfungszwecke eignen. Spätestens bei der Weglegung
der Akten füllt er den Merkzettel aus, indem er das Zutreffendeunterstreicht. Mit ? be¬
zeichnet er die für die praktische Arbeit (§ 43 JAO.)> mit X die für die Bearbeitung der
Rechtsfälle (§ 44 IAO.), mit V die für den freien Vortrag in der mündlichen Prüfung
(Z 45 IAO.) vorzuschlagendenAkten.

3. Jeder Sachbearbeiterzeigt seiner borgesetzten Dienststelle am Schlüsse der geraden
Monate — erstmalig am 31.12.1934— an, wieviele Sachen er im Laufe der letzten bei¬
den Monate für das Reichs-Justiizprüfungsamt vorgeschlagen hat; Fehlanzeige ist erfor¬
derlich. Aus besonderen Grünben kann die vorgesetzte Dienststelle Befreiung von den An¬
zeigen gewähren.



Bezeichnung
der Sache

vorgeschlagen
für

? ! L ! V
abgeschickt zurückgekehrt Bemerkungen

5. Hinsichtlich der in die Beschwerdeinstanzsowie der in die Berufungsmstanz gelangten
Sachen liegt es der höheren Instanz ob, die Akten mit dem Merkzettel zu versehen und diesen
auszufüllen, wenn die untere Instanz die Akten nicht schon in der vorgeschriebenen Weise als
zu Prüfungszwecken geeignet bezeichnethat. Die Eintragung in das Verzeichnis und die
Einreichung der Akten ist in jedem Falle Aufgabe der unteren Instanz.

Das Beschwerdegerichtbestimmt bei Rücksendung der Akten, ob der Vorgang von dem
aktensührendenGericht in das Verzeichnis aufzunehmen ist. Grundaktenund Registerakten
werden mit dem Merkzettel nicht beklebt.

6. Die in die Liste aufgenommenenAkten sind, sobald sie im Geschäftsgang entbehrlich
werden, dem Landgerichtspräsidenten bzw. dem Oberstaatsanwaltvorzulegen. Dieser prüft
sie — erforderlichenfalls mit Hilfe eines Richters oder Staatsanwalts seiner Behörde —
auf ihre Geeignetheit.

Geeignet befundene Akten reicht er dem Oberlandesgerichtspräsidentenbzw. dem General¬
staatsanwalt beim Oberlandesgericht ein. Sofern die Versendung der Akten selbst untunlich
erscheint, sind die für die Prüfungszwecke erforderlichen,vom Sachbearbeiter zu bezeichnenden
Abschriftenanzufertigen und einzureichen.

7. Die Oberlandesgerichtspräsidenten und Generalstaatsanwältebetrauen einen oder
mehrere Richter und Staatsanwälte ihrer Behörde mit der laufenden Vorprüfung der bei
ihnen eingehendenAkten auf ihre Eignung für Prüfungszwecke. Als nicht geeignet befundene
Akten sind zurückzusenden. Geeignet befundene werden in vierteljährlichen Zwischenräumen
zum 15. 1., 15. 4, 15. 7. und 15. 10. — erstmalig zum 15. 1. 1935 — dem Reichs-Justiz-
prüsungsamt, Berlin 9, Voßstraße 5, mit einem Begleitverzeichnisnach folgendem Muster
übersandt:

Aktenführende
Behörde

Bezeichnung
der Sache

vorgeschlagen
für

? 6 V
Bemerkungen

4. Jede Geschäftsstelle verzeichnet,sobald der Sachbearbeiterden Merkzettel ausgefüllt
hat, die für das Reichs-JustizprüfungsamtvorgeschlagenenAkten in einer Liste nach fol¬
gendem Muster:

Bad. Justizministerialblatt1934 Nr. 31.
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8. Ersuchen um Rückgabe der dem Reichs-Justizprüfungsamt eingereichten Akteu sind
durch Vermittlung des Oberlandesgerichtspräsideuten (Generalstaatsanwalts beim Oberlandes¬
gericht) einzusenden; der Oberlandesgerichtspräsident (Generalstaatsanwalt) vermerkt auf
ihnen den Tag der Einreichung an das Reichs-Justizprüfungsamt und die laufende Nummer
des Begleitverzeichnisses.
Allg, Reg. IV 9.

Verweisungen auf Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachungen.

Reichsgesetzblatt

I S. 803. Arbeitszeitverordnung vom 26. Juli 1934. Allg. Reg. Ii 6, vm i.
I S. 823. Ausführungsbestimmungen dazu vom 11. September 1934.

Allg. Reg. II 6. VIII 1.
I S. 815. Gründungssperre für Kreditinstitute vom 4. September 1934. Allg. Reg. XVII s.

I S. 819. Faserstoffverordnung vom 19. Juli 1934 (Neufassung). Allg. Reg. xvu 7 (VII11).

I S. 823. Anordnung über die Beaufsichtigung badischer privater Versicherungsunter¬
nehmungen vom 6. September 1934. Allg. Nxg. XX o.

I S. 829. V. vom 11. September 1934 zur Änderung der Verordnung über die Devisen¬
bewirtschaftung. Allg. Reg. II 33.

I S. 831. Erste V. vom 13. September 1934 zur Durchführung der Justizausbildungs¬
ordnung. Allg. Reg. IV 8.

I S. 839. V. vom 16. September 1934 über Proteste von Wechseln und Schecks.
Allg. Reg. II 11.

I S. 845. Sechstes G. vom 26. September 1934 zur Änderung des Gesetzes zur Wieder¬
herstellung des Verufsbeamtentums. Allg. Reg. IV i.

I S. 847. G. vom 26, September 1934 zur Änderung des Gesetzes über das Branntwein¬
monopol. Allg. Reg. XV 2.

I S. 860. G- vom 28. September 1934 über Zinserleichterung für den landwirtschaft¬
lichen Realkredit. Allg. Reg. II 1.

I S. 863. V. vom 28. September 1934 über die Börsen-, Hypotheken-, Bank- und
Schiffspfandbriefbankaufsicht. Allg. Reg. Ii 21 und 27.

I S. 864. V. vom 29. September 1934 zur Änderung der Verordnung über die Devisen¬
bewirtschaftung. Allg. Reg. II 33.

I S. 938. Steueranpassungsgesetz (Änderung der Verordnung über Devisenbewirtschaftung)

vom 16. Oktober 1934. Allg. Reg. II 33.
I S. 869. Ausf.-Anweifnng vom 29. September 1934 zur Reichs-Straßenverkehrs-

Ordnung. Allg. Reg. XIII 9.
I S. 913. G. vom 9. Oktober 1934 zur Verlängerung der Pachtschutzordnung.

Allg. Reg. 11 8.
I S. 913. G. vom 9. Oktober 1934 zur Änderung des Gaststättengesetzes.

Allg. Reg. XVII 7, VIII I,
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I S, 914. G. vom 9. Oktober 1934 über die Auflösung und Löschung von Gesellschaften

und Genossenschaften. Mg. Reg. Ii 10, 12, 13.

I S. 915. Zweite V. vom 8. Oktober 1S34 zur Durchführung der Justizausbildungs¬

ordnung. Allg. Reg. IV 8.

I S. 925. Steueranpassungsgesetz vom 16. Oktober 1934. Mg. Reg. XV 1. 7. XVII 8, ll 33.

I S. 942. Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934. Allg. Reg. XV 1.

I S. 974. G. vom 16. Oktober 1934 über das Versteigerergewerbe.

Allg. Reg. XVII 3. VIII 1.

Gesetz- und Verordnungsblatt

S. 240. G. vom 13. August 1934 über die Änderung des Ortsstraßengesetzes und des

Polizeistrafgesetzbuchs. Allg. Reg. XII 3.

S. 235. V. vom 24. September 1934 über die Aufschrift über die privaten Versicherungs¬

unternehmungen. Allg. Reg. XX 6.

S. 235. V. vom 24. September 1934 über die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft.

Mg. Reg. XII 9.

S. 237. V. vom 15. September 1934, Überleitungsvorschriften zum Reichsjagdgesetz.

Allg. Reg. VIII 3.

S. 239. G. vom 13. August 1934 über die Änderung des Enteignungsgesetzes.

Allg. Reg. II S.

Buchanzeige.

Im Verlag C. H. Beck in München ist erschienen: Die neue Justizausbildungs¬

ordnung des Reiches vom 22. Juli 1L34 nebst Durchführungsbestimmungen. Textausgabe

mit Einleitung, Anmerkungen und Sachverzeichnis. 53 S. Kartoniert 80 A-/.

tirua uitv Äerlag von Malsch 6 Bogel in Karlsruh.
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